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Änderungsantrag 1
Martina Michels

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten;

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten; erinnert 
daran, dass die lokalen und regionalen 
Behörden häufig weitgehend für die 
Umsetzung von Maßnahmen in den 
Bereichen menschenwürdige Arbeit, 
hochwertige Arbeitsplätze und 
Ausbildung zuständig sind und dass der 
territoriale Aspekt dieser Maßnahmen 
daher von wesentlicher Bedeutung ist; 
bekräftigt in diesem Zusammenhang, wie 
wichtig es ist, dass alle EU-Regionen über 
gleiche Verwaltungskapazitäten verfügen 
und gleichberechtigten Zugang zu 
Finanzmitteln und Informationen haben;

Or. en

Änderungsantrag 2
Matthias Ecke

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
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Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten;

Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten; ist davon 
überzeugt, dass die Erarbeitung einer 
regionalen Perspektive für den 
ökologischen Wandel, d. h. die 
Einbeziehung der lokalen und regionalen 
Behörden sowie der Sozialpartner und 
Gewerkschaften, für einen gerechten 
Übergang zu einer CO2-neutralen 
Wirtschaft von wesentlicher Bedeutung 
ist;

Or. en

Änderungsantrag 3
Stelios Kympouropoulos

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten;

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig mehr 
hochwertige Beschäftigungsmöglichkeiten 
in den Regionen durch die Schaffung 
neuer „grüner“ Berufe sowie die 
Anpassung und Erweiterung bestehender 
Berufe zu gewährleisten, um neue und 
andere Aufgabenfelder und 
Zuständigkeiten in Sachen Nachhaltigkeit 
und Umweltschutz zu integrieren;

Or. el

Änderungsantrag 4
Franc Bogovič, Peter Pollák, Krzysztof Hetman
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Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten;

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, als nach wie vor 
wichtigste Instrumente für EU-
Investitionen von entscheidender 
Bedeutung sind, um den Übergang zur 
Klimaneutralität zu unterstützen, indem sie 
Investitionen in umweltfreundliche 
Technologien ermöglichen und 
hochwertige Ausbildungs- und 
Beschäftigungs-, aber auch 
Umschulungs- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten in den 
Regionen gewährleisten;

Or. en

Änderungsantrag 5
Daniel Buda

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten;

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten, aber auch mit 
Qualifizierungs-, Umschulungs- und 
berufliche Weiterbildungsmöglichkeiten 
für die Erwerbsbevölkerung 
sicherzustellen, dass niemand 
zurückgelassen wird;

Or. ro
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Änderungsantrag 6
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Übergang zur Klimaneutralität zu 
unterstützen und gleichzeitig hochwertige 
Beschäftigungsmöglichkeiten in den 
Regionen zu gewährleisten;

1. ist der Ansicht, dass die Fonds der 
Kohäsionspolitik der EU, die auf 
territorialen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt abzielen, von 
entscheidender Bedeutung sind, um den 
Menschen und Gebieten zu helfen, die 
vom Übergang zur Klimaneutralität am 
stärksten betroffen sind, und gleichzeitig 
zu gewährleisten, dass niemand 
zurückgelassen wird und neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen 
werden;

Or. it

Änderungsantrag 7
Matthias Ecke

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. unterstreicht die Vielfalt der 
Regionen Europas mit ihren so 
unterschiedlichen territorialen, 
wirtschaftlichen, infrastrukturellen und 
demografischen Herausforderungen; 
fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, der 
Entwicklungsblockade und dem 
stagnierenden Wachstum in mehreren 
europäischen Regionen zu begegnen, 
indem sie deren Attraktivität erhöhen und 
dem Rückgang der Erwerbsbevölkerung 
bei einer gleichzeitig schrumpfenden und 
alternden Bevölkerung in vielen 
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Mitgliedstaaten entgegenwirken;

Or. en

Änderungsantrag 8
Stelios Kympouropoulos

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. Die Mittel der Kohäsionspolitik 
und die damit verbundenen 
Finanzinstrumente können in die 
Ausbildung von jungen Menschen und 
Arbeitnehmern in den Regionen fließen, 
um ihnen die zusätzlichen Kompetenzen 
zu vermitteln, die für durch den 
ökologischen Wandel neu geschaffene 
oder angepasste Arbeitsplätze gebraucht 
werden.

Or. el

Änderungsantrag 9
Martina Michels

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. ist der Ansicht, dass mit der Aus- 
und Fortbildung von Arbeitnehmern 
sowie durch Qualifizierung, Umschulung 
und lebenslanges Lernen 
branchenübergreifend sichergestellt 
werden muss, dass niemand aufgrund der 
Art seines Arbeitsvertrags, seines 
Geschlechts oder seines geografischen 
Standorts auf dem Weg zum ökologischen 
Wandel der EU zurückgelassen wird;

Or. en
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Änderungsantrag 10
Daniel Buda

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. betont, wie wichtig die 
Kohäsionspolitik der EU ist, um 
Unternehmen bei diesem Übergang 
dahingehend zu unterstützen, dass es 
nicht zu einer Auslagerung von 
Wirtschaftstätigkeiten über die Grenzen 
der Europäischen Union hinaus kommt;

Or. ro

Änderungsantrag 11
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. in der Erwägung, dass die Art der 
Maßnahmen, die zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze erforderlich sind, den 
spezifischen territorialen Merkmalen 
sowie dem Grad der Auswirkungen auf 
die regionale und lokale 
Wettbewerbsfähigkeit Rechnung tragen 
sollte;

Or. it

Änderungsantrag 12
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 b (neu)
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1b. in der Erwägung, dass der JTF die 
Gebiete durch Subventionen in den 
Gebieten unterstützt, die am stärksten von 
den möglichen Folgen des Klimawandels 
betroffen sind, und das Ziel einer 
ausgewogenen und homogenen 
Entwicklung der betreffenden Gebiete 
verfolgt;

Or. it

Änderungsantrag 13
Yana Toom

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können und dabei niemand 
zurückgelassen wird; unterstreicht daher 
die Bedeutung eines intensiveren Dialogs 
zwischen den nationalen, lokalen und 
regionalen Behörden, wobei 
sicherzustellen ist, dass 
Arbeitnehmervertreter aus den 
betroffenen Regionen angehört werden;

2a. hebt hervor, dass der Fonds für einen 
gerechten Übergang ein wichtiges 
Instrument der Kohäsionspolitik zur 
Unterstützung von Regionen ist, die vom 
Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
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den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
durch die Entwicklung einer 
nachhaltigeren Wirtschaftsweise, die 
Ausbildung und Umschulung von 
Arbeitnehmern und die Gründung neuer 
Unternehmen durch Forschung und 
Innovation auszudehnen; betont, dass die 
Bildungsstrategie dahingehend geändert 
werden muss, dass vielfältige 
Lehrplanoptionen angeboten werden, die 
auf Wachstumsbereiche und die 
Anforderungen der Region abstellen, um 
die Nachhaltigkeit der neuen Modelle für 
die lokale Wirtschaft langfristig zu 
sichern; stellt fest, dass der Fonds für 
einen gerechten Übergang finanziell 
angemessen ausgestattet werden muss, 
um dessen wirksame Unterstützung der 
Regionen beim Übergang zur 
Klimaneutralität zu gewährleisten, und 
schlägt vor, den Anwendungsbereich des 
Fonds für einen gerechten Übergang zu 
erweitern und auf andere Industriezweige 
und Regionen auszudehnen;

Or. en

Änderungsantrag 14
Franc Bogovič, Peter Pollák, Krzysztof Hetman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; betont, dass es keine 
Universallösung gibt und dass die 
Unterstützung für einen gerechten 
Übergang an die lokalen und regionalen 
Gegebenheiten, die natürlichen 
Bedingungen und die spezifischen 
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werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

Merkmale und Bedürfnisse der jeweiligen 
Region angepasst werden muss; stellt fest, 
dass ein ehrgeiziger und umfassender 
gerechter Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, aber auch 
andere Herausforderungen, denen sich 
die Regionen in dessen Folge 
gegenübersehen können, wie 
Arbeitslosigkeit, Entvölkerung oder 
Abwanderung von Fachkräften, 
angegangen werden können; betont, dass 
der Fonds für einen gerechten Übergang 
ein wichtiges Instrument der 
Kohäsionspolitik zur Unterstützung von 
Regionen ist, die vom Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft betroffen sind, 
darunter insbesondere ehemalige 
Kohlereviere und Stahlregionen, und 
schlägt vor, den Anwendungsbereich des 
Fonds für einen gerechten Übergang zu 
erweitern und auch auf andere 
Industriezweige und Regionen 
auszudehnen, die vom ökologischen 
Übergang gleichermaßen betroffen sind;

Or. en

Änderungsantrag 15
Matthias Ecke

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
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werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

werden können; fordert die Einführung 
eines Grundsatzes der sozialen 
Konditionalität für sämtliche 
Finanzinstrumente der Union, was 
bedeutet, dass EU-Haushaltsmittel nur 
für solche Tätigkeiten bereitgestellt 
werden sollten, die die sozialen und 
beschäftigungsbezogenen Rechte und 
Normen respektieren und somit zur 
Erreichung der in Artikel 9 AEUV und 
der Europäischen Säule sozialer Rechte 
festgelegten Ziele beitragen; hebt hervor, 
dass der Fonds für einen gerechten 
Übergang ein wichtiges Instrument der 
Kohäsionspolitik zur Unterstützung von 
Regionen ist, die vom Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft betroffen sind, 
und schlägt vor, den Anwendungsbereich 
des Fonds für einen gerechten Übergang zu 
erweitern und auf andere Industriezweige 
und Regionen auszudehnen;

Or. en

Änderungsantrag 16
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
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vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern 
und auf andere Industriezweige und 
Regionen auszudehnen;

vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
zunächst den finanziellen Spielraum des 
Fonds für einen gerechten Übergang zu 
erweitern, bevor die mögliche 
Einbeziehung anderer Industriezweige 
und Regionen geprüft wird, und weist 
darauf hin, dass unbedingt sicherzustellen 
ist, dass der gesamte EU-Haushalt den 
Zielen des gerechten Übergangs dient und 
dass eine breitere Aufstellung des Fonds 
für einen gerechten Übergang nicht zu 
Überschneidungen mit bestehenden 
Finanzinstrumenten führt;

Or. en

Änderungsantrag 17
Martina Michels

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen, um die Entwicklung von 
Kompetenzen für klimaneutrale, 
Recycling-, Wiederaufbereitungs-, 
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ressourcen- und energiesparende 
Wirtschaftszweige und damit verbundene 
Dienstleistungen zu fördern; erinnert an 
die besondere Bedeutung dieses 
Instruments in Regionen gemäß den 
Artikeln 174 und 349 AEUV; 

Or. en

Änderungsantrag 18
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ als einen 
wirtschaftlich und sozial nachhaltigen 
Prozess, der schrittweise und pragmatisch 
durchgeführt werden muss; stellt fest, 
dass ein ehrgeiziger, umfassender, 
gerechter und fairer Übergang vonnöten 
ist, damit die unbeabsichtigten 
Verteilungseffekte des ökologischen 
Wandels, wie größere regionale 
Ungleichheiten, der Verlust von 
Arbeitsplätzen und die sinkende 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Unternehmen im Zusammenhang mit 
dem grünen Übergang, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

Or. it
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Änderungsantrag 19
Daniel Buda

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, und die 
nachteiligen sozialen Auswirkungen, die 
der Übergang zur Klimaneutralität kurz- 
und mittelfristig mit sich bringt, 
angegangen werden können; hebt hervor, 
dass der Fonds für einen gerechten 
Übergang ein wichtiges Instrument der 
Kohäsionspolitik zur Unterstützung von 
Regionen ist, die vom Übergang zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft betroffen sind, 
und schlägt vor, den Anwendungsbereich 
des Fonds für einen gerechten Übergang zu 
erweitern und auf andere Industriezweige 
und Regionen auszudehnen;

Or. ro

Änderungsantrag 20
Stelios Kympouropoulos

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 

2. begrüßt das Konzept eines 
„gerechten Übergangs“ und erachtet es als 
einzigartigen Grundsatz, der alle Aspekte 
des Übergangs zur Klimaneutralität 
durchdringen muss; stellt fest, dass ein 
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ehrgeiziger und umfassender gerechter 
Übergang vonnöten ist, damit die 
unbeabsichtigten Verteilungseffekte des 
ökologischen Wandels, wie größere 
regionale Ungleichheiten, angegangen 
werden können; hebt hervor, dass der 
Fonds für einen gerechten Übergang ein 
wichtiges Instrument der Kohäsionspolitik 
zur Unterstützung von Regionen ist, die 
vom Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

ehrgeiziger, wettbewerbsorientierter und 
umfassender gerechter Übergang vonnöten 
ist, damit die unbeabsichtigten 
Verteilungseffekte des ökologischen 
Wandels, wie größere regionale 
Ungleichheiten, angegangen werden 
können; hebt hervor, dass der Fonds für 
einen gerechten Übergang ein wichtiges 
Instrument der Kohäsionspolitik zur 
Unterstützung von Regionen ist, die vom 
Übergang zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft betroffen sind, und schlägt vor, 
den Anwendungsbereich des Fonds für 
einen gerechten Übergang zu erweitern und 
auf andere Industriezweige und Regionen 
auszudehnen;

Or. el

Änderungsantrag 21
Yana Toom

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2a. hebt hervor, dass der Fahrplan für 
einen gerechten Übergang aufgrund der 
besonderen Gegebenheiten der einzelnen 
kohleabhängigen Regionen kein 
Pauschalansatz ist; betont in diesem 
Zusammenhang, dass in den Plänen für 
einen gerechten Übergang die 
Komplexität der Zielregionen 
berücksichtigt werden muss, darunter die 
demografische Zusammensetzung oder 
sozioökonomische Faktoren wie z. B. 
sprachliche Fähigkeiten; betont ferner, 
dass ländlichen Gebieten und Regionen 
mit schweren und dauerhaften 
natürlichen oder demografischen 
Nachteilen wie den Insel-, Grenz- und 
Bergregionen sowie den Randlagen, 
darunter Inseln, Bergregionen, Regionen 
in äußerster Randlage und 
Grenzregionen, besondere 
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Aufmerksamkeit gewidmet werden muss, 
da diese Regionen bereits unter einem 
eingeschränkten Zugang zu öffentlichen 
und privaten Diensten und 
Beschäftigungsmöglichkeiten sowie einer 
weniger fortgeschrittenen 
wirtschaftlichen Entwicklung leiden;

Or. en

Änderungsantrag 22
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. ist der Ansicht, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen kein Ersatz für 
öffentliche Ausgaben im Sozialbereich 
sind; stellt jedoch fest, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen den 
Kohäsionsfonds bei der Bewältigung der 
Herausforderungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität ergänzen können, sofern 
sie messbare soziale Auswirkungen in den 
Bereichen Inklusion, Gleichstellung und 
Beschäftigung haben; betont, dass jede 
Anpassung des rechtlichen, 
regulatorischen und wirtschaftlichen 
Rahmens für Investitionen mit sozialen 
Auswirkungen diese Anforderungen 
erfüllen muss;

3. ist der Ansicht, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen kein Ersatz für 
öffentliche Ausgaben im Sozialbereich 
sind; stellt jedoch fest, dass Investitionen 
auf der Grundlage von Eingliederung, 
Gleichstellung und Beschäftigung mit 
sozialen Auswirkungen den 
Kohäsionsfonds bei der Bewältigung der 
Herausforderungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität ergänzen können;

Or. it

Änderungsantrag 23
Franc Bogovič, Peter Pollák, Krzysztof Hetman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text
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3. ist der Ansicht, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen kein Ersatz für 
öffentliche Ausgaben im Sozialbereich 
sind; stellt jedoch fest, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen den 
Kohäsionsfonds bei der Bewältigung der 
Herausforderungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität ergänzen können, sofern 
sie messbare soziale Auswirkungen in den 
Bereichen Inklusion, Gleichstellung und 
Beschäftigung haben; betont, dass jede 
Anpassung des rechtlichen, regulatorischen 
und wirtschaftlichen Rahmens für 
Investitionen mit sozialen Auswirkungen 
diese Anforderungen erfüllen muss;

3. ist der Ansicht, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen kein Ersatz für 
öffentliche Ausgaben im Sozialbereich 
sind; stellt jedoch fest, dass Investitionen 
mit sozialen Auswirkungen den 
Kohäsionsfonds bei der Bewältigung der 
Herausforderungen auf dem Weg zur 
Klimaneutralität ergänzen können, sofern 
sie messbare soziale Auswirkungen in 
Bezug auf bessere Inklusion, die 
Bewältigung des demografischen 
Wandels, Gleichstellung, Qualifikation 
und Beschäftigung haben; betont, dass jede 
Anpassung des rechtlichen, regulatorischen 
und wirtschaftlichen Rahmens für 
Investitionen mit sozialen Auswirkungen 
diese Anforderungen erfüllen muss;

Or. en

Änderungsantrag 24
Yana Toom

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3a. betont, dass der anhaltende 
Klimanotstand, die voranschreitende 
Erholung von der COVID-19-Pandemie, 
Russlands Aggression gegen die Ukraine 
und die derzeit hohen Inflationsraten in 
allen Mitgliedstaaten unterstreichen, wie 
dringend notwendig der gerechte 
Übergang zu einer nachhaltigeren und 
widerstandsfähigeren Wirtschaft ist, 
wobei jedoch der Sozialwirtschaft und 
ihrer Rolle bei diesem Übergang stärkere 
Beachtung gewidmet werden muss; 
unterstreicht, wie wichtig es ist, die 
Kapazitäten der Organisationen der 
Sozialwirtschaft durch die Mobilisierung 
öffentlicher und privater Investitionen bei 
der Vorbereitung auf den ökologischen 
Wandel zu stärken;
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Or. en

Änderungsantrag 25
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen;

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen; 
erinnert an die Bedeutung der 
Pflegewirtschaft und des Pflegesektors 
(z. B. Kleinkindbetreuung oder 
Langzeitpflege) für einen sozial gerechten 
ökologischen Wandel – einem weiblich 
dominierten Arbeitsfeld, in dem die 
Schaffung von Arbeitsplätzen eine 
unerlässliche Voraussetzung ist, um 
unbezahlte Pflegearbeit umzuverteilen 
und im Zuge des Übergangs 
sicherzustellen, dass Frauen und Männer 
die gleichen Beschäftigungschancen 
haben, auch angesichts neuer Gefahren 
für die Gesundheit im Zusammenhang 
mit Klimawandel und 
Umweltverschmutzung;

Or. en

Änderungsantrag 26
Daniel Buda
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Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei 
den grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen;

4. betont daher, dass im Zuge der 
Gestaltung und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine gewisse 
Chancengleichheit hergestellt werden 
muss, um einer Vertiefung der Kluft 
innerhalb der lokalen Arbeitsmärkte 
vorzubeugen;

Or. ro

Änderungsantrag 27
Franc Bogovič, Peter Pollák, Krzysztof Hetman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen;

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind, desgleichen die ältere Generation 
und andere schutzbedürftige Menschen, 
z. B. Roma; betont daher, dass bei der 
Gestaltung und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen die Gleichstellung 
der Geschlechter, die Achtung der 
Grundrechte und Chancengleichheit 
erforderlich sind, um eine stärkere 
Teilhabe dieser Gruppen zu gewährleisten 
und einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
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der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen;

Or. en

Änderungsantrag 28
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 
Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen;

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; 

Or. it

Änderungsantrag 29
Martina Michels

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 

4. stellt fest, dass der ökologische 
Wandel eine starke geschlechtsspezifische 
Dimension aufweist, wobei Frauen bei den 
grünen Arbeitsplätzen tendenziell 
unterrepräsentiert sind und Männer 
tendenziell stärker vom Verschwinden 
CO2-intensiver Arbeitsplätze betroffen 
sind; betont daher, dass bei der Gestaltung 
und Umsetzung aller 
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Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen;

Übergangsmaßnahmen eine 
Geschlechterperspektive erforderlich ist, 
um einer Vertiefung der Kluft innerhalb 
der lokalen Arbeitsmärkte vorzubeugen; 
betont ferner, wie wichtig es ist, dass alle 
Übergangsmaßnahmen zur Bekämpfung 
der Energiearmut beitragen;

Or. en

Änderungsantrag 30
Franc Bogovič, Peter Pollák, Krzysztof Hetman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 4 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

4a. hebt hervor, dass die Förderung 
des Unternehmertums und die Schaffung 
von Beschäftigungsmöglichkeiten für 
junge Menschen in kohlenstoffintensiven 
Regionen zu den Schwerpunkten eines 
gerechten Übergangs zählen sollten, um 
deren nachhaltige Entwicklung zu 
unterstützen und Entvölkerung und die 
Abwanderung von Fachkräften zu 
verhindern;

Or. en

Änderungsantrag 31
Franc Bogovič, Peter Pollák, Krzysztof Hetman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 
Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 
Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 
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Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, u. a. von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen; unterstreicht in diesem 
Zusammenhang, dass die künftige 
Kohäsionspolitik angesichts des 
ökologischen Wandels und der sich 
daraus ergebenden Herausforderungen 
auf eine solide und angemessene 
Finanzierung angewiesen ist.

Or. en

Änderungsantrag 32
Matthias Ecke

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 
Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 
Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 
Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 
Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen; fordert, dass für notwendige 
EU-Investitionen frische EU-Mittel 
mobilisiert werden, wie z. B. die 
Einrichtung eines EU-Souveränitätsfonds 
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mit starkem territorialen Aspekt.

Or. en

Änderungsantrag 33
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten 
Übergang nicht nur als erfolgreiche 
klimaneutrale Wirtschaft, sondern auch 
als weltweites Modell für diesen 
existenziell notwendigen Wandel 
hervorgehen kann; betont, dass die 
Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

5. betont, dass die Kohäsionspolitik 
ein wesentliches Instrument auf dem Weg 
zu einer klimaneutralen Wirtschaft ist, und 
ist der Ansicht, dass die Debatte über die 
Zukunft der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen, um eine optimale Nutzung 
der Ressourcen durch die regionalen und 
lokalen Gemeinschaften zu ermöglichen.

Or. it

Änderungsantrag 34
Martina Michels

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 
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Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 
Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 
Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich bei der Überarbeitung des 
MFR 2021–2027 und der Finanzierung für 
den Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

Or. en

Änderungsantrag 35
Daniel Buda

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche klimaneutrale 
Wirtschaft, sondern auch als weltweites 
Modell für diesen existenziell notwendigen 
Wandel hervorgehen kann; betont, dass die 
Kohäsionspolitik ein wesentliches 
Instrument auf dem Weg zu einer 
klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist der 
Ansicht, dass die Debatte über die Zukunft 
der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

5. ist nach wie vor davon überzeugt, 
dass die EU aus einem gerechten Übergang 
nicht nur als erfolgreiche Wirtschaft mit 
weniger Emissionen, sondern auch als 
weltweites Modell für diesen existenziell 
notwendigen Wandel hervorgehen kann; 
betont, dass die Kohäsionspolitik ein 
wesentliches Instrument auf dem Weg zu 
einer klimaneutralen Wirtschaft ist, und ist 
der Ansicht, dass die Debatte über die 
Zukunft der Kohäsionspolitik der EU, 
einschließlich der Finanzierung für den 
Zeitraum 2028 bis 2035, von der 
Notwendigkeit geleitet werden muss, die 
Mitgliedstaaten auf diesem Weg zu 
unterstützen.

Or. ro

Änderungsantrag 36
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5a. hebt das Potenzial einer 
demokratischen und partizipativen 
ökologischen Planung zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen hervor; unterstreicht, dass 
für einen grünen und gerechten Wandel 
die Kapazitäten auf sämtlichen Ebenen, 
insbesondere aber in den lokalen und 
regionalen Verwaltungen, gestärkt und 
mit ausreichenden Mitteln ausgestattet 
werden müssen, um eine partizipative 
ökologische Planung, qualitativ 
hochwertige 
Umweltverträglichkeitsprüfungen von 
Projekten, solide Analysen zur 
Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen und eine wirksame 
Umsetzung der Umwelt- und 
Klimaschutzvorschriften sicherzustellen 
und die Inanspruchnahme von 
Unionsmitteln zu garantieren, womit 
gleichzeitig das Risiko der Aufhebung von 
Mittelbindungen am Ende der 
Förderperioden verringert wird;

Or. en

Änderungsantrag 37
André Rougé

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5a. weist darauf hin, dass die 
Schaffung von Arbeitsplätzen teilweise 
über den Zugang zu einer qualitativ 
hochwertigen Ausbildung führt, was 
jedoch nicht in allen EU-Gebieten in 
äußerster Randlage gegeben ist, weshalb 
die Menschen dort gezwungen sind, in das 
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Mutterland zu ziehen, was die 
Möglichkeiten für Innovationen und 
wirtschaftliches Wachstum vor Ort 
reduziert; betont, dass der Zugang zu 
Ausbildung für Bürger in den 
Überseegebieten der Mitgliedstaaten 
durch Faktoren wie wirtschaftliche 
Probleme oder auch mangelnde 
territoriale Kontinuität erschwert wird;

Or. fr

Änderungsantrag 38
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5a. stellt fest, dass der Just Transition 
Fund (JTF) sich um die sozialen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen des 
Übergangs kümmern und eine 
Diversifizierung des lokalen 
Produktionssystems fördern sollte, indem 
er die Folgen für die Beschäftigung 
abmildert; betont, dass der Just 
Transition Fund eine konkrete 
Möglichkeit zur Unterstützung von 
Arbeitslosen und Arbeitnehmern bieten 
kann, die aufgrund der Auswirkungen des 
Übergangs gefährdet sind;

Or. it

Änderungsantrag 39
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text
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5b. hebt hervor, dass in zahlreichen 
weniger entwickelten Regionen, 
insbesondere in Regionen der NUTS-2-
Ebene mit einem Pro-Kopf-BIP von 
weniger als 75 % des Durchschnitts der 
EU der 27, in ländlichen und abgelegenen 
Gebieten sowie in Gebieten mit niedriger 
Bevölkerungsdichte, im Vergleich zu 
weiter entwickelten Teilen der EU die 
Beschäftigungsmöglichkeiten nicht 
gleichmäßig verteilt sind; betont in diesem 
Sinne, dass die Konvergenz und 
Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten und auf EU-Ebene, 
insbesondere über die Kohäsionspolitik, 
die Programmplanung und den Einsatz 
von EU-Mitteln, Verbesserungen 
bedürfen; fordert daher die Kommission 
und die Mitgliedstaaten zur 
Zusammenarbeit auf, um sicherzustellen, 
dass die Investitionen für soziale 
Auswirkungen im Rahmen des grünen 
und gerechten Wandels zur Überwindung 
regionaler Ungleichheiten auf den 
Arbeitsmärkten und bei den 
Beschäftigungsmöglichkeiten, 
insbesondere in den weniger entwickelten, 
ländlichen und abgelegenen Regionen, 
beitragen, um den wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt 
zu sichern; 

Or. en

Änderungsantrag 40
Denis Nesci

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5b. ist davon überzeugt, dass der 
Haushalt der Kohäsionspolitik im 
Rahmen der künftigen Überarbeitung 
seines Rechtsrahmens an die vielfältigen 
Herausforderungen des Übergangs 
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angepasst werden muss, um vor allem die 
Beschäftigung und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu erleichtern; fordert zu 
diesem Zweck die Kommission auf, für die 
bestehenden Fonds die notwendige 
Flexibilität sicherzustellen, um keine 
Ungleichheit im Binnenmarkt zu 
schaffen.

Or. it

Änderungsantrag 41
André Rougé

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 b (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5b. weist darauf hin, dass 
insbesondere zwischen den EU-Gebieten 
in äußerster Randlage und ihren 
Mutterländern ein Gefälle beim Zugang 
zu Ausbildung besteht; fordert, dass diese 
Punkte berücksichtigt werden, um die 
Unterstützung der Mitgliedstaaten 
zugunsten der Einrichtung von 
Ausbildungszentren und Hochschulen 
insbesondere in Gebieten in äußerster 
Randlage zu fördern;

Or. fr

Änderungsantrag 42
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 c (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5c. 8. ist der Ansicht, dass 
nachhaltiges Investieren Vorrang haben 
und auf lokale Projekte für grüne 
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Infrastruktur und erneuerbare Energien 
ausgerichtet sein und sich auf die 
Verbesserung der Energieeffizienz 
konzentrieren sollte, einschließlich der 
Renovierung, des Ausbaus und der 
Nachrüstung energieeffizienter Gebäude, 
lokaler Infrastruktur für Abfallrecycling 
und -bewirtschaftung, des Ausbaus 
regionaler und lokaler Solar-, Wind- und 
Wasserkraftanlagen sowie nachhaltiger 
Verkehrsmittel, die die lokale Wirtschaft 
ankurbeln und erhebliches Potenzial für 
die Schaffung lokaler Arbeitsplätze in den 
Bereichen Bau, Ingenieurwesen, 
Instandhaltung und verwandten 
Branchen bieten, die nicht ausgelagert 
werden können;

Or. en

Änderungsantrag 43
André Rougé

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 c (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5c. betont, dass lokale Arbeitsplätze 
und das damit verbundene Know-how 
geschützt und gefördert werden müssen, 
da so ein Übergang zu einer nachhaltigen 
Wirtschaft ermöglicht und Angebot und 
Nachfrage zusammengebracht werden;

Or. fr

Änderungsantrag 44
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 d (neu)
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5d. ist der Ansicht, dass Maßnahmen 
des nachhaltigen Investierens sich in 
erster Linie auf Investitionen in 
Kleinstunternehmen sowie kleine und 
mittlere Unternehmen in der Region 
konzentrieren sollten, die auf einen 
gerechten Übergang ausgerichtet sind, da 
diese Investitionen Kapital, Marktzugang 
und technische Unterstützung für 
Kleinstunternehmen und KMU 
bereitstellen können, die nachhaltige und 
innovative Verfahren anwenden; durch 
die Unterstützung dieser Unternehmen 
tragen nachhaltig orientierte Investoren 
zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur 
wirtschaftlichen Diversifizierung in der 
Region bei und unterstützen eine 
nachhaltigere Transformation und 
wirtschaftliche Entwicklung;

Or. en

Änderungsantrag 45
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 e (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5e. ist der Ansicht, dass 
sektorspezifische Investitionen, die auf 
strategisch wichtige, in einem gerechten 
Übergang befindliche Sektoren der 
Region ausgerichtet sind, noch weit 
größere Möglichkeiten für die 
Entwicklung neuer lokaler Arbeitsplätze 
und lokaler Wirtschaftszweige eröffnen; 
so sollten beispielsweise die Regionen, die 
stark von der Gewinnung fossiler 
Brennstoffe abhängig sind, höhere 
Investitionen in Energieeffizienzlösungen, 
Projekte für erneuerbare Energien sowie 
Lösungen für die Kreislaufwirtschaft wie 
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Windparks, Solaranlagen, lokale 
Abfallsammlung, -recycling und -
bewirtschaftung erhalten;

Or. en

Änderungsantrag 46
Bronis Ropė
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 5 f (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

5f. geht davon aus, dass bei der 
Schaffung von Arbeitsplätzen im Rahmen 
eines gerechten Übergangs der 
Entwicklung lokaler Gemeinschaften 
Vorrang eingeräumt werden sollte, und 
fordert daher die Mitgliedstaaten auf, eine 
sinnvolle Beteiligung aller regionalen und 
lokalen Behörden, Organisationen der 
Zivilgesellschaft, Unternehmen, lokalen 
Aktionsgruppen und anderen 
Interessengruppen an Entscheidungen 
über die Entwicklung von Programmen 
und die Planung von Investitionen in 
Projekte auf nationaler, regionaler und 
lokaler Ebene sicherzustellen, die die 
Aussichten auf die Schaffung von 
Arbeitsplätzen verbessern; ist der 
Auffassung, dass durch Prozesse der 
kollaborativen Entscheidungsfindung 
sichergestellt wird, dass die Strategien 
und Maßnahmen für einen gerechten 
Übergang die Anliegen und Bedürfnisse 
der Betroffenen angemessen 
berücksichtigen, dass Investitionen auf 
den lokalen Kontext zugeschnitten 
werden, dass das Potenzial zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen maximiert wird, dass 
die Vorteile des Übergangs der gesamten 
Gemeinschaft zugutekommen und dass 
regionale Ungleichheiten abgebaut 
werden; erinnert die Mitgliedstaaten 
daran, dass die Einbeziehung der 
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Interessengruppen im Einklang mit den 
Grundsätzen des „Europäischen 
Verhaltenskodex für Partnerschaften“ 
(Delegierte Verordnung (EU) 
Nr. 240/2014 der Kommission) erfolgt;

Or. en


